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AGBs Elektro Lück GmbH  Stand: März 2024 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)                               

der Elektro Lück GmbH, 92224 Amberg 

Datenschutzhinweis:  

Unsere Datenschutzerklärung sowie die weiteren Datenschutz-

informationen nach EU-DSGVO finden Sie unter 

https://www.elektrolueck.de/datenschutz.html 

 

I. Allgemeines 

 
1. Für unsere Lieferungen und Leistungen, auch Auskünfte, 

Angebote, Beratungen und Reparaturen, gelten gegenüber 

Unternehmern im Sinne von § 310 Abs. 1 BGB (Unterneh-

mer im Sinne von Paragraph 14 BGB, juristische Personen 

des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sonder-

vermögen) die nachstehenden Bedingungen (AGBs). 

 

2. Bedingungen des Kunden gelten nur, wenn und soweit wir 

sie ausdrücklich schriftlich anerkennen. Ihre widerspruchs-

lose Entgegennahme durch uns reicht nicht. 

 

3. Unsere Innen- und Außendienstmitarbeiter haben keine 

Befugnis, abweichende oder ergänzende Vereinbarungen 

zu treffen oder Sonderkonditionen zu gewähren. 

 

4. Gemäß §§ 33 BDSG weisen wir darauf hin, das Daten un-

serer Kunden von uns EDV-mäßig gespeichert und verar-

beitet werden, soweit dies zur ordnungsgemäßen Abwick-

lung der Geschäftsverbindung erforderlich ist. 

 

5. Unsere AGBs gelten für sämtliche Verträge, welche wir mit 

unseren Kunden abschließen, insbesondere aber nicht nur 

für Verträge über den Verkauf und / oder die Lieferung be-

weglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob wir 

die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern einkaufen 

(Kauf- und Werklieferverträge gemäß §§ 433, 650 BGB). 

Soweit einschlägig gelten unsere AGBs auch für Dienst- 

und Werkverträge (§§ 611, 631 BGB). Für Bauleistungen 

gelten die VOB/B als Ganzes. Bei Regelungslücken inner-

halb der VOB/B gelten diese AGBs. 

 

II. Überlassene Unterlagen 

 
1. An allen im Zusammenhang mit der Auftragserteilung / Be-

stellung dem Kunden überlassenen Unterlagen wie z.B. 

Kalkulationen, Zeichnungen, etc., behalten wir uns das Ei-

gentum und das Urheberrecht vor. Diese Unterlagen dürfen 

Dritten nicht zugänglich gemacht werden, es sei denn, wir 

erteilen dem Kunden unsere ausdrückliche schriftliche Zu-

stimmung. Soweit wir das Angebot des Kunden nicht inner-

halb der Frist von Abschnitt III Ziff. 2 annehmen, sind diese 

Unterlagen uns unverzüglich zurückzusenden. 

 

2. Wird der Auftrag nicht erteilt bzw. die Bestellung nicht getä-

tigt, so sind kundenindividuell erstellte Unterlagen unaufge-

fordert und in allen anderen Fällen nach Aufforderung un-

verzüglich zurückzusenden. 

 

III. Angebot und Vertragsabschluss 

 
1. Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, so-

fern auf die Verbindlichkeit im Angebot nicht ausdrücklich 

hingewiesen wird. 

 

2. Die vom Kunden unterzeichnete Bestellung bzw. der vom 

Kunden unterzeichnete Auftrag ist ein bindendes Angebot. 

Wir können dieses Angebot innerhalb von 2 Wochen nach 

seinem Zugang bei uns durch Zusendung einer Auftrags- 

bzw. Bestellbestätigung annehmen oder innerhalb dieser 

Frist die bestellte Ware zusenden oder mit den Leistungen 

beginnen. 

 

3. Alle Angaben über unsere Waren und Leistungen, insbe-

sondere die in unseren Angeboten und Druckschriften ent-

haltenen Abbildungen, Zeichnungen, Gewichts-, Maß- und 

Leistungsangaben, sind als annähernd zu betrachtende 

Durchschnittswerte. Sie sind keine garantierten Beschaf-

fenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kenn-

zeichnungen der Ware. Soweit nicht Grenzen für zulässige 

Abweichungen ausdrücklich in der Auftrags- bzw. Bestell-

bestätigung festgelegt und als solche bezeichnet sind, sind 

in jedem Fall branchenübliche Abweichungen zulässig. 

 

IV. Preise 

 
1. Maßgebend sind ausschließlich die in unserer Auftrags- 

bzw. Bestellbestätigung genannten Preise. Zusätzliche 

Leistungen werden gesondert berechnet. 

 

2. Unsere Preise sind Nettopreise ohne Umsatzsteuer, die der 

Auftraggeber / Besteller in der jeweiligen gesetzlichen Höhe 

zusätzlich zu entrichten hat. 

 

3. Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart worden 

ist, gelten unsere Preise ab unserem Betriebssitz. Der Auf-

traggeber / Besteller hat sämtliche Frachtkosten, beson-

dere, über die handelsübliche Verpackung hinausgehende 

Verpackungskosten und Nebengebühren wie z.B. die Prä-

mie einer Transportversicherung zu tragen. Etwaige Zölle, 

Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche Abgaben trägt 

der Auftraggeber / Besteller.  

 

4. Fahrzeiten werden wie Arbeitszeiten berechnet, sofern 

keine Anfahrtspauschalen vereinbart wurden. 

 

5. Kosten für nicht durchgeführte Aufträge stellen wir wie folgt 

in Rechnung: Da Fehlersuche Arbeitszeit ist, wird im Falle, 

dass keine Gewährleistungsarbeiten vorliegen, der ent-

standene und zu belegende Aufwand dem Kunden in Rech-

nung gestellt, wenn ein Auftrag nicht durchgeführt werden 

kann, weil: 

 

a. der beanstandete Fehler unter Beachtung der 

Regeln der Technik nicht festgestellt oder nicht 

behoben werden konnte 

b. der Kunde den vereinbarten Termin schuldhaft 

versäumt 

c. der Auftrag während der Durchführung zurückge-

zogen wurde 

d. die Empfangsbedingungen bei Nutzung entspre-

chender Produkte aus dem Bereich Informations-

technik Unterhaltungselektronik Consumer 

Electronics nicht einwandfrei gegeben sind. 

 

V. Lieferung 

 
1. Lieferfristen und Termine gelten nur nach ausdrücklicher 

schriftlicher Bestätigung als vereinbart. Lieferfristen begin-

nen mit dem Datum unserer Auftragsbestätigung, jedoch 

nicht vor eindeutiger Klärung aller Einzelheiten des Auftrags 

/ der Bestellung unter Beibringung etwa erforderlicher Be-

scheinigungen. Sie gelten mit der fristgerechten Meldung 

der Versandbereitschaft als eingehalten, wenn die Ware 

ohne unser Verschulden nicht rechtzeitig abgesendet wer-

den kann. 

 

2. Bei Fristen und Terminen, die in der Auftragsbestätigung 

nicht ausdrücklich als fest bezeichnet sind, kann uns der 

Kunde 2 Wochen nach deren Ablauf eine angemessene 

Frist zur Lieferung / Leistung setzen. Erst mit Ablauf dieser 

Nachfrist können wir in Verzug geraten. Im Übrigen be-

stimmt sich der Eintritt unseres Lieferverzugs nach den ge-

setzlichen Vorschriften. Schadensersatz aufgrund Verzugs 
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kann der Kunde höchstens in Höhe von 5% des Nettoprei-

ses der verspätet gelieferten Ware bzw. der verspätet er-

brachten Leistungen verlangen. Im Falle einer Pflichtverlet-

zung durch uns - gleich aus welchem Grunde - haften wir 

für Schadensersatzansprüche gleich welcher Art nur nach 

Maßgabe von Abschnitt XII dieser Bedingungen. 

 

3. Fristen verlängern sich und Termine verschieben sich un-

beschadet unserer Rechte aus Verzug des Kunden um den 

Zeitraum, um den der Kunde seinen Verpflichtungen uns 

gegenüber nicht nachkommt. Hierzu zählt z.B. der Fall, 

dass Unterlagen, für welche der Kunde verantwortlich ist, 

(z.B. Baugenehmigungen), geändert werden oder fehlen. 

Ebenso verlängern sich unsere Fristen und verschieben 

sich unsere Termine entsprechend Satz 1, soweit Vorge-

werke, deren Abschluss bzw. deren Erreichen eines gewis-

sen Fortschritts Voraussetzung für unser Tätigwerden ist, 

verzögert fertiggestellt werden. 

 

4. Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, welche 

wir nicht zu vertreten haben, nicht einhalten können (z.B. 

Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den Kunden 

hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig die vo-

raussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung 

auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir 

berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; 

eine bereits erbrachte Gegenleistung des Bestellers / Auf-

traggebers werden wir unverzüglich erstatten. Nichtverfüg-

barkeit der Leistung liegt beispielsweise vor bei nicht recht-

zeitiger Selbstbelieferung durch unseren Zulieferer, wenn 

wir ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen ha-

ben, bei sonstigen Störungen in der Lieferkette etwa auf-

grund höherer Gewalt oder wenn wir im Einzelfall zur Be-

schaffung nicht verpflichtet sind (z.B. bei Vereinbarung ei-

ner Stück- oder Vorratsschuld). 

 

5. Wir sind zu Teillieferungen und Teilleistungen berechtigt, 

wenn diese dem Kunden zumutbar sind. 

 

6. Steht dem Kunden ein vertraglich vereinbartes oder gesetz-

liches Rücktrittsrecht zu und setzen wir ihm für dessen Aus-

übung eine angemessene Frist, so erlischt das Rücktritts-

recht, wenn nicht der Rücktritt vor dem Ablauf der Frist er-

klärt wird. 

 

7. Die Rechte des Kunden gem. Abschnitt XII dieser AGB und 

unsere gesetzlichen Rechte, insbesondere bei einem Aus-

schluss der Leistungspflicht (z.B. aufgrund Unmöglichkeit 

oder Unzumutbarkeit der Leistung und / oder Nacherfül-

lung) bleiben unberührt. 

 

VI. Versand, Gefahrenübergang, Annahmever-

zug 

 
1. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind wir berech-

tigt, die Art der Versendung (insb. Transportunternehmen, 

Versandweg, Verpackung) selbst zu bestimmen. 

 

2. Versand und Transport erfolgen stets auf Gefahr des Kun-

den. Die Gefahr geht, auch bei Teillieferungen, auf den Kun-

den über, sobald die Sendung an die den Transport ausfüh-

rende Person übergeben worden ist oder zwecks Versen-

dung unser Lager oder bei Lieferung unser Werk verlassen 

hat. Soweit eine Abnahme vereinbart oder gesetzlich vor-

gesehen ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. 

Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte oder gesetzlich 

vorgesehene Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des 

Werkvertragsrechts entsprechend. 

 

3. Verzögert sich die Versendung der Lieferung aus Gründen, 

die beim Auftraggeber / Besteller liegen, geht die Gefahr 

der zufälligen Verschlechterung und des zufälligen 

Untergangs mit Anzeige der Versandbereitschaft an den 

Auftraggeber / Besteller über. Lagerkosten nach Gefahren-

übergang trägt der Auftraggeber / Besteller. Wir sind be-

rechtigt, hierfür 1 % der Bruttoauftragssumme monatlich zu 

berechnen. Weitergehende Ansprüche bleiben unberührt. 

 

VII. Zahlung 

 
1. Zahlungen sind in Euro zu leisten und haben porto- und 

spesenfrei zu erfolgen. Schecks gelten erst nach Einlösung 

als Zahlung. 

 

2. Zahlungen haben sofort nach Rechnungsstellung und Lie-

ferung bzw. Erbringung der Leistung zu erfolgen. Wir sind 

jedoch, auch im Rahmen einer laufenden Geschäftsbezie-

hung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung oder Leistung 

ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse durchzuführen. Ei-

nen entsprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens mit 

der Auftragsbestätigung. 

 

3. Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es auf den Ein-

gang des Geldes und nicht dessen Absendung an. Wäh-

rend eines Verzugs ist der Kaufpreis zum jeweils geltenden 

gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Wir behalten 

uns die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugs-

schadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt unser An-

spruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 

HGB) unberührt. 

 

4. Soweit Kosten und Zinsen anfallen, sind wir berechtigt, 

Zahlungen zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen 

und zuletzt auf die Hauptleistung anzurechnen. 

 

5. Dem Kunden steht das Recht zur Aufrechnung oder Zu-

rückbehaltung nur insoweit zu, als seine Gegenansprüche 

rechtskräftig festgestellt oder unbestritten sind. Bei Män-

geln der Lieferung bleiben die Gegenrechte des Kunden 

insbesondere gemäß Abschnitt X dieser AGB unberührt. 

 

6. Wird nach Abschluss des Vertrages erkennbar (z.B. durch 

Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), dass un-

ser Anspruch auf den Kaufpreis beziehungsweise die ver-

einbarte Vergütung mangels Leistungsfähigkeit des Käu-

fers gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vor-

schriften zur Leistungsverweigerung und - ggfls nach Frist-

setzung - zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 

BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer 

Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt so-

fort erklären; die gesetzlichen Regelungen über die Ent-

behrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 

 

 

VIII. Eigentumsvorbehalt 

 
1. Alle gelieferten Waren bleiben unser Eigentum (Vorbehalts-

ware) bis zur Erfüllung sämtlicher Forderungen, gleich aus 

welchem Rechtsgrund, einschließlich künftig entstehender 

oder bedingter Forderungen aus gleichzeitig oder später 

abgeschlossenen Verträgen. Das gilt auch, wenn Zahlun-

gen auf besonders bezeichnete Forderungen geleistet wer-

den. 

 

2. Be- und Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgen für uns 

als Hersteller im Sinne von § 950 BGB, ohne uns zu ver-

pflichten. Die verarbeitete Ware gilt als Vorbehaltsware im 

Sinne des Abs. 1. Bei Verarbeitung, Verbindung und Vermi-

schung der Vorbehaltsware mit anderen Waren durch den 

Auftraggeber / Besteller steht uns das Miteigentum an der 

neuen Sache zu im Verhältnis des Rechnungswerts der 

Vorbehaltsware zum Rechnungswert der anderen verwen-

deten Waren. Erlischt unser Eigentum durch Verbindung 

oder Vermischung, so überträgt der Auftraggeber / Besteller 
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bereits jetzt die ihm zustehenden Eigentumsrechte an dem 

neuen Bestand oder der Sache im Umfang des Rechnungs-

wertes der Vorbehaltsware und verwahrt sie unentgeltlich 

für uns. Die hiernach entstehenden Miteigentumsrechte 

gelten als Vorbehaltsware im Sinne des Absatzes 1. 

 

3. Der Auftraggeber / Besteller ist nur im Rahmen eines ord-

nungsgemäßen Geschäftsbetriebs und solange er nicht im 

Verzug ist, berechtigt, die Vorbehaltsware weiter zu veräu-

ßern, zu verarbeiten oder mit anderen Sachen zu verbinden 

oder sonst einzubauen (nachstehend auch kurz Weiter-

veräußerung genannt). Jede anderweitige Verfügung über 

die Vorbehaltsware ist unzulässig. Von dritter Seite vorge-

nommene Pfändungen oder sonstige Zugriffe auf die Vor-

behaltsware sind uns unverzüglich anzuzeigen. Alle Inter-

ventionskosten gehen zu Lasten des Auftraggebers / Be-

stellers, soweit sie von dem Dritten (Gegner der Wider-

spruchsklage) nicht eingezogen werden können und die 

Drittwiderspruchsklage berechtigterweise erhoben worden 

ist. Stundet der Auftraggeber / Besteller seinem Abnehmer 

den Kaufpreis, so hat er sich gegenüber diesem das Eigen-

tum an der Vorbehaltsware zu den gleichen Bedingungen 

vorzubehalten, unter denen wir uns das Eigentum bei Lie-

ferung der Vorbehaltsware vorbehalten haben; jedoch ist 

der Auftraggeber / Besteller nicht verpflichtet, sich auch das 

Eigentum hinsichtlich der gegenüber seinem Abnehmer 

erst künftig entstehenden Forderungen vorzubehalten. An-

dernfalls ist der Auftraggeber / Besteller zur Weiterveräuße-

rung nicht ermächtigt. 

 

4. Die Forderungen des Auftraggebers / Bestellers aus der 

Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden bereits 

hiermit an uns abgetreten. Sie dienen in demselben Um-

fange zur Sicherung wie die Vorbehaltsware. Der Auftrag-

geber / Besteller ist zu einer Weiterveräußerung nur be-

rechtigt und ermächtigt, wenn sichergestellt ist, dass die 

ihm daraus zustehenden Forderungen auf uns übergehen. 

 

5. Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber / Besteller zu-

sammen mit anderen, nicht von uns gelieferten Waren zu 

einem Gesamtpreis veräußert, so erfolgt die Abtretung der 

Forderung aus der Veräußerung in Höhe des Rechnungs-

wertes unserer jeweils veräußerten Vorbehaltsware. 

 

6. Wird die abgetretene Forderung in eine laufende Rechnung 

aufgenommen, so tritt der Auftraggeber / Besteller bereits 

hiermit einen der Höhe nach dieser Forderung entspre-

chenden Teil des Saldos einschließlich des Schlusssaldos 

aus dem Kontokorrent an uns ab. 

 

7. Der Auftraggeber / Besteller ist bis zu unserem Widerruf zur 

Einziehung der an uns abgetretenen Forderungen ermäch-

tigt. Wir sind zum Widerruf berechtigt, wenn der Auftragge-

ber / Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen aus der Ge-

schäftsverbindung mit uns nicht ordnungsgemäß nach-

kommt oder uns Umstände bekannt werden, die die Kredit-

würdigkeit des Auftraggebers / Bestellers erheblich zu min-

dern geeignet sind. Liegen die Voraussetzungen für die 

Ausübung des Widerrufsrechts vor, hat der Auftraggeber / 

Besteller auf unser Verlangen hin uns unverzüglich die ab-

getretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt zu 

geben, alle zum Einzug der Forderungen erforderlichen An-

gaben zu machen, uns die dazugehörigen Unterlagen aus-

zuhändigen und dem Schuldner die Abtretung anzuzeigen. 

Wir sind auch selbst zur Abtretungsanzeige an den Schuld-

ner berechtigt. 

 

8. Übersteigt der Wert (bei Forderungen der Nennwert, bei be-

weglichen Sachen der Schätzwert) der für uns bestehen-

den Sicherheiten die gesicherten Forderungen insgesamt 

um mehr als 10%, sind wir auf Verlangen des Auftraggebers 

/ Bestellers insoweit zur Freigabe von Sicherheiten nach 

unserer Wahl verpflichtet. 

 

9. Wenn wir den Eigentumsvorbehalt geltend machen, so gilt 

dies nur dann als Rücktritt vom Vertrag, wenn wir dies aus-

drücklich schriftlich erklären. Das Recht des Auftraggebers 

/ Bestellers, die Vorbehaltsware zu besitzen, erlischt wenn 

er seine Verpflichtungen aus diesem oder einem anderen 

Vertrag nicht erfüllt. 

 

IX. Regelungen im werkvertraglichen Bereich 

 
1. Da wir für Bauleistungen gem. Abschnitt I Ziffer 5 Satz 3 

dieser AGB im Unternehmerverkehr die Geltung der VOB/B 

als Ganzes vereinbart haben, erübrigen sich an dieser 

Stelle Regelungen im Zusammenhang mit Bauleistungen. 

Für in den VOB/B eventuell nicht geregelte Bereiche sowie 

für sonstige Werkleistungen gelten diese AGBs, insbeson-

dere die Regelungen dieses Abschnitts. 

 

2. Der Auftraggeber / Besteller kann Änderungen von Inhalt 

und Umfang der Leistungen verlangen. Das gilt auch für be-

reits erbrachte und abgelieferte Teile. Wir werden, wenn die 

Änderungen nicht nur unerheblich sind, die in Folge der ge-

wünschten Änderungen eintretenden Zeitverzögerungen 

und den Mehraufwand ermitteln und uns mit dem Auftrag-

geber / Besteller über eine entsprechende Vertragsanpas-

sung einigen. Finden wir keine Einigung, so sind wir be-

rechtigt, das Änderungsverlangen zurückzuweisen.  

 

3. Das freie Kündigungsrecht des Auftraggebers / Bestellers 

(insbesondere gemäß §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlos-

sen. 

 

X. Rügepflicht und Mängelgewährleistung 

 
1. Ist der Auftraggeber / Besteller ein Kaufmann, ist er ver-

pflichtet, die gelieferten Waren unverzüglich nach Eintreffen 

bei ihm auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit sorgfäl-

tig zu untersuchen. Die Rügefrist im Sinne von §§ 377 Abs. 

1 und 2, 381 Abs. 2 HGB beträgt 8 Tage; maßgeblich ist der 

Zugang einer Nachricht in Textform. Bei Baustoffen und an-

deren zum Einbau oder zur sonstigen Weiterverarbeitung 

bestimmten Waren hat eine Untersuchung in jedem Fall un-

mittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen. Versäumt der 

Auftraggeber / Besteller die ordnungsgemäße Untersu-

chung und oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung für den 

nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß an-

gezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften aus-

geschlossen. Bei einer zum Einbau, zur Anbringung oder 

Installation bestimmten Ware gilt dies auch dann, wenn der 

Mangel infolge der Verletzung einer dieser Pflichten erst 

nach der entsprechenden Verarbeitung offenbar wurde; in 

diesem Fall bestehen insbesondere keine Ansprüche des 

Käufers auf Ersatz entsprechender Aus- und Einbaukosten. 

 

2. Ein Mangel des Liefergegenstandes liegt nicht vor: Bei Feh-

lern, die durch Beschädigung, falschen Anschluss oder fal-

sche Bedienung durch den Kunden verursacht werden, bei 

Schäden durch höhere Gewalt, z.B. Blitzschlag, bei Fehlern 

infolge von Überbeanspruchung mechanischer oder elekt-

romechanischer Teile durch nicht bestimmungsgemäßen 

Gebrauch oder durch Verschmutzung oder außergewöhnli-

che, mechanische, chemische oder atmosphärische Ein-

flüsse. Im Bereich der Unterhaltungselektronik (Consumer 

Electronics) liegt ein Mangel auch dann nicht vor, wenn die 

Empfangsqualität durch ungünstige Empfangsbedingun-

gen oder mangelhafte Antennen oder durch äußere Ein-

flüsse beeinträchtigt ist, bei Schäden durch vom Kunden 

eingelegte, ungeeignete oder mangelhafte Batterien. 
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3. Die beanstandete Ware ist uns in der Original- oder einer 

gleichwertigen Verpackung zur Überprüfung zurückzusen-

den. Bei berechtigter und fristgemäßer Mängelrüge behe-

ben wir die Mängel im Wege der Nacherfüllung nach unse-

rer Wahl durch die Beseitigung des Mangels oder die Liefe-

rung einer mangelfreien Sache. Dabei tragen wir die Man-

gelbeseitigungskosten, soweit sich diese nicht dadurch er-

höhen, dass der Liefergegenstand vom Auftraggeber / Be-

steller an einen anderen als den Erfüllungsort verbracht 

worden ist. Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Aus-

bau, die Entfernung oder Desinstallation der mangelhaften 

Sache noch den Einbau, die Anbringung oder die Installa-

tion einer mangelfreien Sache, wenn wir ursprünglich nicht 

zu diesen Leistungen verpflichtet waren; Ansprüche des 

Auftraggebers / Bestellers auf Ersatz entsprechender Kos-

ten bleiben unberührt. Wir sind berechtigt, nach den gesetz-

lichen Bestimmungen eine Nacherfüllung zu verweigern 

bzw. sie davon abhängig zu machen, dass der Auftraggeber 

/ Besteller die fällige Vergütung bezahlt. Letzterer ist jedoch 

berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen 

Teil der Vergütung zurückzubehalten. Im Falle der Verwei-

gerung der Nacherfüllung, ihres Fehlschlagens oder ihrer 

Unzumutbarkeit für den Auftraggeber / Besteller ist dieser 

zum Rücktritt oder zur Minderung (Herabsetzung der Ver-

gütung) gemäß der Bestimmung der nachfolgenden Ziff. 4 

berechtigt. Eine Gewährleistung für Mängel am gelieferten 

Produkt oder an Produktteilen, die ihre Ursache im üblichen 

Verschleiß haben, ist ausgeschlossen. 

 

4. Zum Rücktritt vom Vertrag - soweit ein Rücktritt nicht ge-

setzlich ausgeschlossen ist - oder zur Minderung des Kauf-

preises ist der Auftraggeber / Besteller erst nach erfolglo-

sem Ablauf einer von ihm gesetzten angemessenen Frist 

zur Nacherfüllung berechtigt, es sei denn, die Fristsetzung 

ist nach den gesetzlichen Bestimmungen entbehrlich (§ 323 

Abs. 2; §§ 440, 441 Abs. 1 BGB). Im Fall des Rücktritts haf-

tet der Auftraggeber / Besteller für Verschlechterung, Unter-

gang und nicht gezogene Nutzungen nicht nur für die ei-

genübliche Sorgfalt, sondern für jedes fahrlässige und vor-

sätzliche Verschulden. 

 

5. Ansprüche des Auftraggebers / Bestellers auf Aufwen-

dungsersatz gemäß § 445 a Abs. 1 BGB sind ausgeschlos-

sen, es sei denn, der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein 

Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 474 BGB) oder ein Verbrau-

chervertrag über die Bereitstellung digitaler Produkte (§§ 

445c S. 2, 327 Abs. 5, 327u BGB). Für etwaige Schadens-

ersatzansprüche und Aufwendungsersatzansprüche des 

Auftraggebers / Bestellers gelten - auch aber nicht nur bei 

Mängeln der Ware - die Be-stimmungen in Abschnitt XII. 

 

6. Im Falle des arglistigen Verschweigens eines Mangels oder 

im Falle der Übernahme einer Garantie einer Beschaffen-

heit der gelieferten Sache zum Zeitpunkt des Gefahren-

übergangs im Sinne von § 444 BGB (Erklärung des Verkäu-

fers, dass der Kaufgegenstand bei Gefahrenübergang eine 

bestimmte Eigenschaft hat und dass der Verkäufer ver-

schuldensunabhängig für alle Folgen ihres Fehlens einste-

hen will) richten sich die Rechte des Auftraggebers / Bestel-

lers ausschließlich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 

7. Wir sind - neben den gesetzlichen Verweigerungsgründen 

- zur Verweigerung der Nacherfüllung auch dann und so-

lange berechtigt, wie uns der Auftraggeber / Besteller nicht 

auf unsere Aufforderung hin die beanstandete Ware zuge-

sandt hat; ein Rücktrittsrecht oder Minderungsrecht steht 

dem Auftraggeber / Besteller wegen einer solchen Verwei-

gerung nicht zu. Mängelrechte stehen dem Auftraggeber / 

Besteller nicht zu, wenn ohne unsere Zustimmung Eingriffe 

oder Änderungen an der Ware vorgenommen wurden, es 

sei denn, der Auftraggeber / Besteller weist nach, dass der 

Mangel nicht durch diese Eingriffe oder Änderungen verur-

sacht wurde. 

 

8. Ein Mangel liegt nicht vor bei branchenüblichen Abweichun-

gen der gelieferten Ware von der Auftragsbestätigung. Bei 

Waren, die als deklassiertes oder gebrauchtes Material ver-

kauft worden sind, stehen dem Käufer keine Ansprüche we-

gen etwaiger Mängel zu. 

 

9. Wenn unsere Betriebs- oder Wartungsanweisungen nicht 

befolgt, Änderungen an den Lieferungen bzw. Leistungen 

vorgenommen, Teile ausgewechselt oder Verbrauchsmate-

rialien verwendet werden, die nicht den Originalspezifikati-

onen entsprechen, entfällt jede Gewährleistung, es sei 

denn, dass der Auftraggeber / Besteller nachweist, dass der 

Mangel hierauf nicht beruht. 

 

 

XI. Erweitertes Pfandrecht des Werkunterneh-

mers an beweglichen Sachen 
 

1. Uns steht als Werkunternehmer wegen unserer Forderung 

aus dem Werkvertrag ein Pfandrecht an dem aufgrund des 

Auftrags in unseren Besitz gelangten Gegenstand des Kun-

den zu. Das Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus 

früher durchgeführten Arbeiten, Ersatzteillieferungen und 

sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie 

mit dem Gegenstand im Zusammenhang stehen. Für sons-

tige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung gilt das 

Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten oder rechtskräftig 

sind. 

 

2. Wird der Gegenstand nicht innerhalb von 4 Wochen nach 

Abholaufforderung abgeholt, kann von uns mit Ablauf die-

ser Frist ein angemessenes Lagergeld berechnet werden. 

Erfolgt nicht spätestens 3 Monate nach der Abholaufforde-

rung die Abholung, entfällt die Verpflichtung zur weiteren 

Aufbewahrung und jede Haftung für leicht fahrlässige Be-

schädigung oder Untergang. 1 Monat vor Ablauf dieser Frist 

ist dem Kunden eine Verkaufsandrohung zuzusenden. Wir 

sind berechtigt, den Gegenstand nach Ablauf dieser Frist 

zur Deckung unserer Forderungen zum Verkehrswert zu 

veräußern. Ein etwaiger Mehrerlös ist dem Kunden zu er-

statten. 

 

XII. Haftungsbegrenzung 
 

1. Soweit sich aus diesen AGBs einschließlich der nachfol-

genden Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei 

einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen 

Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

 

2. Auf Schadensersatz haften wir - gleich aus welchem 

Rechtsgrund - im Rahmen der Verschuldenshaftung bei 

Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrläs-

sigkeit haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbe-

schränkungen (z.B. Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; 

unerhebliche Pflichtverletzung) nur 

a. für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit, 

b. für Schäden aus der Verletzung einer wesentli-

chen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfül-

lung die ordnungsgemäße Durchführung des 

Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren 

Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-

traut und vertrauen darf); in diesem Fall ist un-

sere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorher-

sehbaren, typischerweise eintretenden Scha-

dens, in jedem Fall aber auf die doppelte Auf-

tragssumme begrenzt. 
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3. Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen 

gelten auch gegenüber Dritten sowie bei Pflichtverletzun-

gen durch Personen (auch zu ihren Gunsten), deren Ver-

schulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten 

haben. Sie gelten nicht, soweit ein Mangel arglistig ver-

schwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der 

Ware übernommen wurde und für Ansprüche des Käufers 

nach dem Produkthaftungsgesetz. 

 

4. Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel 

besteht, kann der Käufer nur zurücktreten oder kündigen, 

wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies 

Kündigungsrecht des Käufers (insbesondere gem. §§ 650, 

648 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die ge-

setzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

 

5. Bei Lieferung von Software haften wir bei Vorliegen aller 

sonstigen Voraussetzungen nur für den Verlust oder die 

Veränderung von Daten, die durch das Programm hervor-

gerufen worden sind, nur in dem Umfang, der auch dann 

unvermeidbar wäre, wenn der Auftraggeber / Besteller sei-

ner Datensicherungspflicht in adäquaten Intervallen, min-

destens jedoch täglich, nachgekommen wäre. 

 

XIII. Fertigung nach Anweisungen des Auftrag-

gebers / Bestellers 
 

1. Bei Fertigung nach Auftraggeberzeichnungen, Mustern und 

sonstigen Anweisungen des Auftraggebers / Bestellers 

übernehmen wir für die Funktionstauglichkeit des Produk-

tes und für sonstige Mängel, soweit diese Umstände auf 

den Auftraggeberanweisungen beruhen, keine Gewähr und 

Haftung. 

 

2. Der Auftraggeber / Besteller stellt uns von etwaigen Ansprü-

chen Dritter, auch aus Produkthaftung, gegen uns wegen 

durch die Ware verursachter Schäden frei, es sei denn, 

dass wir den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-

ursacht haben. 

 

3. Der Auftraggeber / Besteller übernimmt uns gegenüber die 

Gewähr, dass die Herstellung und Lieferung der nach sei-

nen Anweisungen gefertigten Ware keine Schutzrechte 

Dritter verletzt. Im Falle der Geltendmachung von Schutz-

rechten uns gegenüber sind wir ohne rechtliche Prüfung der 

etwaigen Ansprüche Dritter berechtigt, nach Anhörung des 

Auftraggebers / Bestellers vom Vertrag zurückzutreten, es 

sei denn, dass der Dritte die Geltendmachung der Schutz-

rechte innerhalb von 8 Tagen durch schriftliche Erklärung 

uns gegenüber zurückzieht. Der Auftraggeber / Besteller 

hat uns durch die Geltendmachung der Schutzrechte etwa 

entstandene Schäden zu ersetzen. Im Falle des Rücktritts 

sind die von uns bisher geleisteten Arbeiten zu vergüten. 

Weitergehende Rechte nach den gesetzlichen Bestimmun-

gen bleiben unberührt. 

 

4. Die für die Durchführung des Auftrags von uns gefertigten 

Formen, Werkzeuge und Konstruktionsunterlagen sind 

ausschließlich unser Eigentum. Ansprüche hierauf stehen 

dem Auftraggeber / Besteller nicht zu, auch wenn er sich an 

den Kosten für die Herstellung von Formen, Werkzeugen 

und Konstruktionsunterlagen beteiligt, es sei denn, dass 

ausdrücklich anderes vereinbart worden ist. 

 

XIV. Verjährung 

 
1. Abweichend von § 438 Abs 1 Nr 3 BGB sowie § 634a Abs. 

1 Nr. 1 und 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist 

für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab 

Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart oder gesetz-

lich vorgesehen ist, beginnt die Verjährung mit der Ab-

nahme. 

 

2. Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder eine 

Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise 

für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangel-

haftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjäh-

rungsfrist gem. der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ab-

lieferung (§ 438 Abs 1 Nr 2 BGB, § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB). 

Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche Sonderrege-

lungen zur Verjährung (insbesondere §§ 438 Abs 1 Nr 1, 

Abs 3, §§ 444 445b BGB). 

 

3. Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten 

auch für Ansprüche des Auftraggebers / Bestellers aus 

Werkvertrag sowie für vertragliche und außervertragliche 

Schadensersatzansprüche des Auftraggebers / Bestellers, 

die auf einem Mangel der Ware oder Leistung beruhen, es 

sei denn, die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen 

Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer 

kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche 

des Käufers gemäß Abschnitt XII Ziff. 2 S. 1 und S. 2a. so-

wie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren aus-

schließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 

XV. Geheimhaltung 

Falls nicht ausdrücklich schriftlich etwas anderes vereinbart 

ist, gelten die uns im Zusammenhang mit Bestellungen un-

terbreiteten Informationen nicht als vertraulich, es sei denn, 

die Vertraulichkeit ist offenkundig. 

 

XVI. Erfüllungsort, Gerichtsstand und anzuwen-

dendes Recht 

 
1. Erfüllungsort für unsere Lieferungen ist bei Lieferung ab 

Werk unser Lieferwerk, bei den Leistungen unser Sitz. 

 

2. Ist der Auftraggeber / Besteller Kaufmann im Sinne des 

HGB , juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher 

- auch internationaler - Gerichtsstand für alle sich aus dem 

Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden 

Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Amberg. Wir sind je-

doch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort 

der Lieferverpflichtung gemäß diesen AGBs bzw. einer vor-

rangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichts-

stand des Auftraggebers / Bestellers zu erheben. 

 

3. Für diese AGBs und die Vertragsbeziehung zwischen uns 

und dem Auftraggeber / Besteller gilt das Recht der Bun-

desrepublik Deutschland unter Ausschluss des Internatio-

nalen Privatrechts sowie des UN Kaufrechts. 
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